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20 Monate hat sich die nordrhein-west-
fälische Minderheitsregierung von Han-
nelore Kraft (SPD) im Amt gehalten, län-
ger als anfangs von den meisten Beobach-
tern für möglich gehalten. Die Bilanz die-
ser 20 Monate kann sich
durchaus sehen lasen, denn
Rot-Grün ist mit dem
Schulkompromiss nicht
nur ein historischer Durch-
bruch in der Bildungspoli-
tik gelungen, sondern mit
dem Stärkungspaket auch
ein Schritt aus der Schul-
denfalle für die am stärks-
ten notleidenden Städte.
Auch bei der inneren Si-
cherheit kann sich die Bi-
lanz sehen lassen: Die Zahl
der Neueinstellungen ist
von 1100 auf 1400 gestie-
gen. Die Umsetzung der
zweigeteilten Laufbahn
wurde fortgesetzt und wäre
Ende 2012, wenn der
Haushalt eine Mehrheit
gefunden hätte, zu ihrem
Abschluss gekommen. Die unsägliche
Privatisierung der schwarz-gelben Vor-
gängerregierung wurde gestoppt – auch
wenn nicht alle Privatisierungen polizeiei-
gener Leistungen wieder rückgängig ge-
macht worden sind. Vor allem aber hat
Rot-Grün mit dem neuen LPVG die von
der schwarz-gelben Vorgängerregierung
bis zur Unkenntlichkeit geschleifte Mit-
bestimmung durch ein neues Mitbestim-
mungsrecht ersetzt, das den Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst die Möglich-
keit gibt, mit ihrem Arbeitgeber wieder
auf Augenhöhe zu verhandeln.

Weitere Verbesserungen waren in
Vorbereitung: Das gilt vor allem für die
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen an-

gekündigte Wiederherstellung der Ruhe-
gehaltsfähigkeit der Polizei- und Feuer-
wehrzulage und für die geplante partielle
Stellenausweitung im höheren Dienst.
Dass die Bilanz von Rot-Grün aus Sicht

der Beschäftigten der Polizei dennoch ge-
mischt ausfällt, liegt vor allem daran, dass
die jetzt nur noch geschäftsführende Lan-
desregierung weitere dringend notwendi-
ge Verbesserungen nicht angepackt hatte.
Das gilt zum Beispiel für die Wiederher-
stellung des Weihnachtsgelds. Das gilt
aber auch in Bezug auf die Übernahmega-
rantie für die Auszubildenden im Tarifbe-
reich und für die fehlenden Aufstiegsper-
spektiven von Beschäftigten außerhalb
der Beamtenlaufbahn. Weil in den kom-
menden Jahren der Wettbewerb um die
knapper werdende Zahl qualifizierter
Schul- und Hochschulabgänger härter
wird, besteht hier dringender Handlungs-
bedarf, denn sonst droht der Polizei eine

massive Abwanderung von Fachkräften.
Die Anforderungen, die die GdP in den
kommenden Wochen und Monaten an
die neue Landesregierung stellen wird,
werden deshalb die gleichen sein, die die

GdP bereits gegenüber der
noch amtierenden rot-grü-
nen Minderheitsregierung
formuliert hat:

Dazu gehört in erster
Linie die Anpassung der
Neueinstellungen an die
gestiegene Kriminalitäts-
und Unfallentwicklung
und an den demografi-
schen Bedarf. „Dass die
Zahl der Neueinstellungen
unter Rot-Grün von 1100
auf 1400 gestiegen ist, ist
ein erster Schritt. Aber es
reicht nicht, um den tat-
sächlichen Einstellungsbe-
darf zu decken“, hatte nur
wenige Tage nach der Auf-
lösung des Landtags GdP-
Landesvorsitzender Frank
Richter gegenüber der

WAZ erklärt. Die GdP fordert deshalb
eine Aufstockung der Neueinstellungen
auf 1700. Damit könnten im Wach- und
Wechseldienst und in den Ermittlungs-
diensten zumindest die Lücken gefüllt
werden, die durch die familienbedingten
Ausfallzeiten entstehen (siehe DP
3/2012). Und es würden Ressourcen frei,
um in den kommenden Jahren schrittwei-
se drei weitere Hundertschaften in NRW
aufzustellen und so den dort herrschen-
den unzumutbaren Belastungen entge-
genzuwirken. Weitere Kernforderung der
GdP ist die Stärkung der sozialen Sicher-
heit für alle Beschäftigten bei der Polizei –
egal, ob im Beamten- oder im Tarifbe-
reich.

Neueinstellungen bleiben
auf der Tagesordnung

LANDESJOURNAL
NORDRHEIN-WESTFALEN

Das Ende kam auch für Insider überraschend. Keine 24 Stunden haben zwischen dem Hinweis der Landtags-
verwaltung, dass bereits das Scheitern eines Einzelhaushaltes reicht, um den Gesamthaushalt scheitern zu las-
sen, und der Auflösung des Landtags am 14. März gelegen. Es bleibt abzuwarten, wer die künftige Landesregie-
rung stellt. Aber die politischen Forderungen der GdP bleiben auch nach der Wahl auf der Tagesordnung – unab-
hängig vom politischen Farbenspiel. Allem voran die Forderung, die Zahl der Neueinstellungen stärker am tat-
sächlichen Bedarf zu orientieren.

Bei der Polizei gibt es keine Reserven mehr. Darauf hat die GdP immer wie-
der hingewiesen, wie hier in der Tarifrunde 2010.
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Die wichtigsten Regelungen des neuen
Erlasses auf einen Blick:

1. Die Unterstützung der Kreispolizei-
behörden bei Schwerpunkteinsätzen er-
folgt auch weiter nur nach Vorlage einer
schriftlichen Konzeption, wobei Vertre-
ter der Einheiten angemessen zu berück-
sichtigen sind.

2. Ausnahmen von der Höchstverwen-
dungsdauer von drei Jahren sind möglich,
wenn der tatsächlich zur Verfügung ste-
hende Nachersatz nicht zur Deckung des
Bedarfs ausreicht und wenn von den be-
troffenen Kolleginnen und Kollegen zu-
sätzliche Qualifikationen für die Tätig-
keit in den Einsatzhundertschaften er-
worben wurden.

Unter diese Regelung fallen ab sofort
sämtliche Führungskräfte der Hundert-
schaften (einschl. der Funktionsdienste)
sowie die Funktionen Zugtrupp (gemeint
sind hier die stellv. Gruppenführer),
BeSi-Koordinator, Besi-Trupp, Einsatz-
trainer, Rettungshelfer, Angehörige Feu-
erlöschtrupp, Fahrer GrukW sowie die

störerorientierten Aufklärer.
3. Die allgemeinen Altersregelungen

(45 + / und 50 +) bleiben erhalten.
4. Die Stärke der Einsatzhundertschaf-

ten ist zum 1. September jeden Jahres auf
123 volle Stellen (nicht Köpfe bei Teil-
zeitbeschäftigten) aufzufüllen.

5. Auch die Bereitschaftspolizei muss
wie jede andere Dienststelle der Polizei
ein Fehl tragen. Aus diesem Grund be-
steht für die Behörden erst die Verpflich-
tung, die Hundertschaften nachzubeset-
zen, wenn die Zahl der tatsächlich unein-
geschränkt zur Verfügung stehenden Be-
amtinnen und Beamten in einer Einsatz-
hundertschaft 118 unterschreitet.

6. Entsprechend der Empfehlung der
Bund-Länder-Projektgruppe werden
einheitliche Rücken- und Helmkenn-
zeichnungen eingeführt. Des Weiteren
werden Kfz-Kennzeichnungen einge-
führt (durch eigenen Erlass).

7. Für die Kräfte des Alarmzuges gel-
ten die Altersgrenzen 45 Jahre (Grup-
penbeamte) bzw. 50 Jahre (Führungs-

kräfte). Die Mindestzugehörigkeit be-
trägt in der Regel drei Jahre. Freiwillig
kann diese Zeit jederzeit verlängert wer-
den.

8. Die Gruppenführer wurden in der
Anlage 1 in die Spalte Laufbahnabschnitt
II mit Führungsqualifikation eingefügt.

Der stellvertretende GdP-Landesvor-
sitzende Adi Plickert ist mit der jetzt ge-
fundenen Regelung zufrieden: „Mit dem
neuen Erlass wurde erreicht, dass für 76
Funktionen eine Verlängerung der Ver-
weildauer in der Bereitschaftspolizei
möglich ist.“

Positiv wertet die GdP auch, dass ein
gestrichenes Erlassfrei in Zukunft vom
LZPD in den ersten vier Wochen nach
Streichung vorzuplanen ist. Richtig sei
zudem, dass auch die Hundertschaften im
Rahmen der überall knappen Personal-
ressource ein Fehl tragen müssen. „Das
war eine wesentliche Forderung der GdP,
damit nicht alle Engpässe auf den Wach-
dienst abgeladen werden“, betont Pli-
ckert.

1700 Neueinstellungen pro Jahr!

LANDESJOURNAL Nordrhein-Westfalen

POLITIK IN NRW

Professionalität der Bereitschaftspolizei gesichert
Per Erlass hat das Innenministerium im vergangenen Jahr die Verweildauer in der Bereitschaftspolizei auf ma-

ximal drei Jahre begrenzt. Ausnahmen soll es nur noch für wenige Funktionen geben (DP 8/2011). Die GdP ist
gegen diese Entscheidung Sturm gelaufen, weil durch die kürzere Verweildauer in den Einsatzhundertschaften
deren Qualität nachhaltig bedroht ist. Diese Kritik hat jetzt zu einer erneuten Korrektur des Erlasses für die Be-
reitschaftspolizei gesorgt.

Vielleicht war es nur ein Zufall, dass die rot-grüne Minder-
heitsregierung ausgerechnet über die Abstimmung des Haus-
haltsplans für das Innenministerium gestolpert ist. Aber es
war in jedem Fall ein Akt mit hoher Symbolkraft. Denn in
den Reden, den letzten, die in dieser Legislaturperiode gehal-
ten worden sind, haben sich die Parteien geradezu überboten
in der Forderung nach einer besseren Ausstattung der Poli-
zei. Dieses Bekenntnis zu einer Stärkung der Polizei sollten
wir ernst nehmen. Vor allem aber sollten wir ihm die Realität
gegenüberstellen: Die nüchterne Feststellung, dass in diesem
Land Tausende von Polizisten fehlen, wenn wir der steigen-
den Kriminalitäts- und Unfallentwicklung und der auf uns zu-
rollenden Pensionierungswelle bei der Polizei wirklich etwas
entgegensetzen wollen.

Die Forderung der GdP, die Zahl der Neueinstellungen bei
der Polizei ab 2013 von 1400 auf 1700 zu erhöhen, ist deshalb
kein Lobbyistengeklingel, sondern sie ist schlicht und ergrei-
fend alternativlos. Sie ist alternativlos, wenn die öffentlichen
Erklärungen der Parteien nicht zu einer hohlen Wahlkampf-
parole verkommen sollen. Wenn das Bekenntnis der Partei-
en, die Sicherheitsinteressen der Bürgerinnen und Bürger
ernst zu nehmen, mehr ist als bloße Schaumschlägerei.

Dass mehr Polizisten mehr
Geld kosten, ist auch der GdP
bekannt. Und das gilt auch für
die Haushaltslage des Landes.
Trotzdem ist die Forderung nach
1700 Neueinstellungen eine For-
derung mit Augenmaß. Denn
wir fordern keine unbegrenzte
Stellenausweitung, sondern wir
fordern nur, dass zumindest die
Kolleginnen und Kollegen, die
in den nächsten Jahren aus Al-
tersgründen aus der Polizei aus-
scheiden, ersetzt werden. Denn
sonst wird die Forderung der
Bürger, dass der Staat für ihre Si-
cherheit sorgt, zur Makulatur. Deshalb ist die Forderung der
GdP nach 1700 Neueinstellungen bitter notwendig. Egal, wie
das Farbenspiel nach der Landtagswahl aussieht: Wir werden
die Politiker an ihre letzten Reden in der abgeschlossenen Le-
gislaturperiode erinnern.

Frank Richter
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Erneute
Nachbesserung
Nachdem die Ausstattung des Wach-

und Wechseldienstes und anderer opera-
tiver Einheiten mit dem EMS-A nach
wiederholten Verzögerungen endlich an-
gelaufen ist (DP 2/2012), müssen alle
8000 bereits ausgelieferten Exemplare
erneut zurück zum Hersteller. Grund da-
für ist die notwendige Verstärkung des
Griffstücks, nachdem es teilweise im Ein-
satz zu Brüchen gekommen war.

Die GdP hatte unmittelbar nach Be-
kanntwerden der erneuten Probleme mit
dem EMS-A den kompletten Austausch
der bruchanfälligen Griffstöcke gefor-
dert. Dieser Forderung ist das Innenmi-
nisterium inzwischen nachgekommen.
Weil die Stöcke zum Austausch in die
USA versandt werden müssen, wird sich
der gesamte Prozess allerdings bis Ende
August hinziehen.

GdP-Landesbezirksvorsitzender Frank
Richter dringt darauf, das damit das
Problem endgültig vom Tisch ist. „Die
GdP hat schon vor Jahren die Ausstat-
tung des Wach- und Wechseldienstes mit
einem Einsatzstock gefordert. Jetzt wird
es Zeit, dass unsere Kolleginnen und Kol-
legen endlich ein Produkt erhalten, dass
den in der Ausschreibung geforderten
Qualitätskriterien entspricht.“

Für das Sicherheitsempfin-
den der Menschen ist die
Gefahr, Opfer eines Woh-
nungseinbruchs oder gar
einer schweren Körperver-
letzung zu werden, beson-
ders wichtig. Bei beiden
Delikten gab es in den ver-
gangenen zehn Jahren in
NRW dramatische Zu-
wachsraten.
2002 fielen auf 100 000
Einwohner 171 Menschen,
die Opfer einer schweren
Körperverletzung geworden
sind. 2011 waren es 228
Opfer, obwohl die Zahl der
Heranwachsenden, die al-
tersbedingt häufiger Kör-
perverletzungsdelikte be-
gehen, im gleichen Zeit-
raum gesunken ist. Auch
bei den Wohnungseinbrü-
chen sieht die Lage nicht
besser aus: Deren Zahl ist
nach einem vorübergehen-
den Rückgang seit 2007
kontinuierlich gestiegen,
auf mehr als 50 000 Wohnungseinbrüche im vergangenen Jahr. Gleichzeitig sank die Aufklä-
rungsquote von 15,7 auf 13,6 Prozent.
Für die GdP ist diese Entwicklung nicht hinnehmbar. Zur Bekämpfung der Wohnungseinbrü-
che fordert die GdP den verstärkten Einsatz moderner Ermittlungsmethoden wie die Auswer-
tung von DNA-Spuren am Tatort, bei Körperverletzungsdelikten setzt die GdP auf eine
schnellere und konsequentere Verurteilung der Täter, um so Folgedelikte zu verhindern.
Beides geht nicht ohne einen höheren Personaleinsatz.

Die Dienstvereinbarung für das Gesundheitsmanagement bei der Polizei, die In-
nenminister Ralf Jäger (SPD) und der Hauptpersonalratsvorsitzende der Polizei, Adi
Plickert, im Oktober 2010 unterzeichnet haben, trägt die Handschrift der GdP. Sie hat
die Blaupause für das Konzept geliefert. Mit dem Start des Gesundheitsmanagements
hat die GdP die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die spezifischen Belastungen
des Polizeiberufs in Zukunft zumindest zum Teil ausgeglichen werden: durch andere
Formen der Arbeitsorganisation, durch Verbesserungen beim Arbeitschutz und beim
betrieblichen Gesundheitsmanagement, durch Angebote zur Ernährungsberatung
und durch mehr Sport. Erfolge muss man auch feiern. Deshalb lädt der Landesbezirk
NRW gemeinsam mit der Kreisgruppe Olpe am 12. Mai zu einem Familiengesund-
heitstag in den Panorama-Park Sauerland ein. Geboten werden zahlreiche Highlights:
ein Familientreff mit eigener Showbühne für alle GdP-Mitglieder und ihre Freunde,
ein großes Breitensportangebot – von geführten Wanderungen bis zu Mountainbike-
Touren mit Guide, von Laufwettbewerben bis zum Sommerbiathlon für Kinder –, ein
Gesundheitstalk mit Frank Richter und Adi Plickert und natürlich die Nutzung sämt-
licher Freizeitangebote des Panorama-Parks.

Der Familiengesundheitstag ist ein Exklusiv-Angebot für GdP-Mitglieder und ihre
Familienangehörigen. Die Teilnahme kostet 9,50 Euro pro Person. Wegen der vielen
Exklusiv-Angebote ist eine Anmeldung bis zum 5. Mai erforderlich.

Infos und Anmeldung: www.familiengesundheitstag.info
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Gefährliche und schwere Körperverletzung
auf öffentlichen Straßen und Plätzen in NRW

Wohnungseinbrüche in NRW

Dramatischer Anstieg bei Körperverletzungen und Wohnungseinbrüchen

Quelle: Landeskriminalamt NRW, Polizeiliche Kriminalstatistik 2011
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Top-Event im Mai:

Familiengesundheitstag der GdP

Samstag, 12. Mai 2012
10.00 – 17.00 Uhr

Panorama-Park Sauerland
Kirchhundem

Die Highlights:
✶Nutzung aller Angebote

des Panorama-Parks
✶ Familientreff mit eigener

Showbühne

✶Großes Breitensportangebot: geführte
Wanderungen, Nordic-Walking-Touren,
Laufwettbewerb, Mountainbike-Touren
mit Guide, Sommerbiathlon

✶Gesundheitstalk
✶ Landesturnriege der

Polizei

Exklusiv für GdP-Mitglieder
und ihre Familienangehörigen
9,50 Euro/Person (Panorama-Park, Parkplatz,
Mittagessen und Exklusivangebote der GdP)

Anmeldung bis 05.05.2012:
www.familiengesundheitstag.info

Familiengesundheitstag

T O P - E V E N T
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Überhöhte Geschwindigkeit gilt nach
wie vor als Unfallkiller Nummer eins,
dicht gefolgt von Fahren unter Alkohol-
und Drogeneinfluss und vom nicht ange-
legten Sicherheitsgurt. Alleine wegen
überhöhter Geschwindigkeit starben im
vergangenen Jahr auf NRWs Straßen 235
Menschen – mehr als doppelt so viele wie

im gleichen Zeitraum durch Mord und
Totschlag ums Leben gekommen sind.

Damit der Kampf gegen überhöhte
Geschwindigkeit erfolgreich ist, setzt die
GdP auf ein langfristig angelegtes Ver-
kehrssicherheitskonzept. „Leuchtturm-

Ein Stadion voll mit Verletzten

LANDESJOURNAL Nordrhein-Westfalen

POLITIK IN NRW

Die Verkehrsunfallstatistik 2011, die Innenminister Ralf Jäger (SPD) Ende Februar mit zweiwöchiger Verspä-
tung vorgestellt hat, hat es in sich, denn erstmals seit vielen Jahren sind die Unfallzahlen wieder nach oben ge-
gangen: 78 019 Verkehrsopfer wurden im vergangenen Jahr in NRW gezählt – genauso viele, wie in die voll be-
setzte Dortmunder Signal Iduna Arena passen, Deutschlands größtem Fußballstadion. Die GdP will verhindern,
dass sich die gestiegenen Unfallzahlen zu einem Trend verdichten, und fordert deshalb einen nachhaltigen Aus-
bau der Verkehrskontrollen.

Deutlich mehr Verkehrsopfer

Quelle: Innenministerium NRW,
Verkehrsunfallstatistik 2011
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Trotz des leichten Rückgangs der Zahl der
Verkehrsunfälle auf 580 000 (– 0,8 Prozent)
ist die Zahl der Menschen, die 2011 in NRW
bei Verkehrsunfällen verletzt oder sogar ge-
tötet worden sind, stark gestiegen. Die
Zahl der Verletzten stieg um 7 Prozent auf
78 019, die Zahl der Verkehrstoten um
15 Prozent auf 634. Fast die Hälfte aller im
Straßenverkehr getöteten Menschen waren
Verkehrsteilnehmer, die keine eigene
Knautschzone haben: Fußgänger, Fahrrad-
fahrer und Motorradfahrer.

Bis 2020 gehen in Nordrhein-Westfa-
len 80 Prozent aller Führungskräfte des
höheren Dienstes in den Ruhestand. Die
bereits jetzt deutlich sichtbaren Proble-
me, Führungsfunktionen bei der Polizei
mit polizeieigenen Fachleuten zu beset-
zen, werden deshalb in den kommenden
Jahren noch zunehmen. In ihrem Positi-
onspapier zur „Zukunft des Höheren
Dienstes“ fordert die GdP deshalb, dass
es auch für besonders qualifizierte Kolle-
ginnen und Kollegen des Polizeivollzugs-
dienstes die Möglichkeit eines prüfungs-
erleichterten Aufstiegs in den höheren
Dienst gibt, so, wie das im Verwaltungs-
bereich längst üblich ist. Denn es ist nicht
nachvollziehbar, dass Polizeivollzugsbe-
amte beim Bewährungsaufstieg in den
höheren Dienst den Verwaltungsbeam-
ten gegenüber benachteiligt werden.

Bestätigt sieht sich die GdP in dieser
Forderung durch eine Mitte Februar er-
gangene Ankündigung des Innenministe-
riums, dass im Laufe des Jahres Beamtin-
nen und Beamten des gehobenen nicht-
technischen Verwaltungsdienstes sowie
vergleichbare Tarifbeschäftigte die Mög-
lichkeit für einen Aufstieg in den höhe-
ren allgemeinen Verwaltungsdienst er-
halten sollen (nach Erkenntnissen der
GdP 14 Stellen). Als Voraussetzung gel-
ten:

• eine Bestbeurteilung in einem Amt
der Besoldungsgruppe A 12 oder A 13

oder eine entsprechende Leistungsbe-
wertung als Tarifbeschäftigter in der Ent-
geltgruppe 12,

• die erfolgreiche Teilnahme an einem
Auswahlverfahren in Form eines eintägi-
gen Assessment-Centers,

• die Bewährung in einer mindestens
zehnmonatigen Erprobung in Aufgaben
des höheren Dienstes.

Die GdP begrüßt die geplanten Auf-
stiegsmöglichkeiten. „Wir unterstützen
ausdrücklich die neue Karrieremöglich-
keit für unsere Kolleginnen und Kollegen
aus dem Verwaltungsbereich, weil hier-
durch deren hohes Maß an Erfahrungs-
wissen, Fachkompetenz und Professiona-
lität anerkannt wird“, betont der stellver-
tretende GdP-Landesvorsitzende Adi
Plickert. „Nicht nachvollziehbar ist aber,
warum es beim Bewährungsaufstieg eine
Zweiklassengesellschaft geben soll“.
Deshalb fordert die GdP, dass auch für
Polizeivollzugsbeamte die Möglichkeit
eines prüfungserleichterten Aufstiegs in
den höheren Dienst eingeführt wird. Da-
durch könnten die bereits heute vorhan-
denen Probleme bei der häufigen Fehl-
bzw. Nichtbesetzung von Stellen des hö-
heren Dienstes abgebaut werden. Auch
die spezifischen Probleme bei der Stel-
lenbesetzung in einzelnen Regionen bzw.
Bereichen, wie zum Beispiel in Ostwest-
falen und an der Fachhochschule, ließen
sich so lösen.

Gleiche Chancen für
Polizeivollzugsbeamte

➞ Seite 5
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projekte wie der 24-Stunden-Blitzmara-
thon des Landes NRW können das Be-
wusstsein der Bevölkerung schärfen, dass
Raser und Trinker im Straßenverkehr
nichts zu suchen haben, aber sie sind nur
ein Baustein für eine nachhaltige Stär-
kung der Verkehrssicherheit“, erklärte
GdP-Landesvorsitzender Frank Richter
unmittelbar nach Veröffentlichung der
Verkehrsunfallstatistik 2011.

In dem bereits im vergangenen Jahr
beschlossenen Verkehrspolitischen Pro-
gramm hatte die GdP zudem die Einfüh-
rung neuer Höchstgeschwindigkeitsgren-
zen und die Absenkung der bestehenden
Promillegrenze gefordert. Auf Autobah-
nen soll die Geschwindigkeit auf 130
km/h begrenzt werden. In den innerstäd-
tischen Straßen soll sie mit Ausnahme
der Durchgangsstraßen generell auf 30
km/h abgesenkt werden. Straßen, auf de-
nen schneller gefahren werden kann,
müssten dann ausgeschildert werden, an-
stelle der bisherigen Kennzeichnung von
Wohngebieten. Zudem fordert die GdP
eine Absenkung der Promillegrenze von
0,5 auf 0,3 Promille ein. Dadurch soll ver-
hindert werden, dass Autofahrer sich an
den gerade noch zulässigen Alkoholwert
rantrinken, frei nach dem Motto: ein Bier
geht noch.

Um das notwendige Personal für mehr
Verkehrskontrollen freizubekommen,
fordert die GdP außerdem eine bessere
technische Ausstattung der Verkehrsdi-
rektionen. „Wenn Verkehrsunfallauf-
nahmen digital erstellt würden, statt die
Daten erst per Hand zu erfassen und an-
schließend in eine maßstabsgetreue Un-
fallskizze zu übertragen, bekämen wir
Ressourcen frei, die wir für eine Erhö-
hung der Kontrolldichte im Straßenver-
kehr gut brauchen könnten“, betont
Richter.

Handlungsbedarf sieht die GdP auch
bei den Alkoholkontrollen. „Durch die
Weigerung des Gesetzgebers, die Atem-
alkoholanalyse als Beweismittel im Straf-
verfahren zuzulassen, wird die Arbeit der
Polizei massiv erschwert. Ihre Ressour-
cen werden durch umständliche Verfah-
ren unnötig gebunden“, kritisiert Rich-
ter.

GdP-Mitglied
war Wolfgang
Klinnert schon
immer. Dass er
sich für die Inter-
essen seiner Kol-
leginnen und
Kollegen ein-
setzt, ist für den
53-jährigen
Mönchengladba-
cher Polizeibe-
amten selbstver-
ständlich. Nicht
von ungefähr ist
Wolfgang Klin-

nert bereits seit Jahren Mitglied des örtlichen Personalrats der Polizei, seit vier
Jahren ist er sogar dessen Vorsitzender. Doch in den Personalrat gewählt wurde
der aktive Gewerkschafter nicht über die Wahlliste der GdP, sondern über eine
freie Liste. Das soll sich bei der Personalratswahl 2012 ändern, denn am 8. März
wurde Wolfgang Klinnert zum Vorsitzenden der Kreisgruppe Mönchengladbach
gewählt.

Sein Ziel ist es, die gut 400 Mitglieder starke Kreisgruppe in den kommenden
vier Jahren neu aufzustellen und auf den Generationswechsel zu den heute unter
50-Jährigen vorzubereiten. Dass ihm der alte Vorstand dabei die Stange hält, hat
ihn gefreut. Auch, dass der bisherige stellvertretende Kreisgruppenvorsitzende
Jürgen Metzen weiter mit dabei ist. Warum er in diesem Jahr bei den Personal-
ratswahlen wieder für die GdP antritt, begründet Wolfgang Klinnert mit seinen
persönlichen Erfahrungen der vergangenen Jahre: „Ich habe gemerkt, dass es oh-
ne die GdP nicht geht, wenn man etwas Positives für die Kolleginnen und Kolle-
gen bewegen will.“

11. 4., Mitgliederversammlung der
Kreisgruppe Coesfeld, 17:00 Uhr, Barba-
ra-Haus, Kapellenweg 75, Dülmen

12. 4., Mitgliederversammlung der
Kreisgruppe Bergisches Land, 14:00 Uhr,
PP Wuppertal, Saal 300, Friedrich-En-
gels-Allee 228, 42285 Wuppertal

16 .4., Skatturnier der Kreisgruppe Es-
sen/Mülheim, Gaststätte „Kaldenhoff“,
Aktienstr. 140, Essen, Anmeldung:
02 01/8 29-24 80,
h.mueller@gdp-
essen. de

19. 4., Skattur-
nier der Kreis-
gruppe Hamm,
17:00 Uhr, An-
meldungen an
Roland Knapkor-
te, Tel.: 0 23 81-
8 76 40 34

25. 4., Mitglie-
derversammlung
der Kreisgruppe
Solingen, 15:00
Uhr, Steakhouse

Wir sind die GdP
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im Wasserturm, Schlagbaumer Str. 125,
Solingen

26. 4., Mitgliederversammlung der
Kreisgruppe Hamm, 16:00 Uhr, Bürger-
keller AWO, Ostenwall 40, Hamm, Refe-
rent: Adi Plickert

26. 4., Mitgliederversammlung der
Kreisgruppe Gelsenkirchen, 13:30 Uhr,
Hof Holz, Braukämperstr. 80, Gelsenkir-
chen

GdP aktiv
4. 4., Skatturnier der Kreisgruppe

Bonn, 15:00 Uhr, großer Sitzungssaal, PP
Bonn

POLITIK IN NRW
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90. Geburtstag
3. 4. Walter Nitschke, Rheinbach
4. 4. Gertrud Niessen, Köln
9. 4. Leo Lorenz, Wegberg

12. 4. Wilhelm Bongartz, Rees
Franziska Struth, Essen

17. 4. Gustav Mouritz, Krefeld
18. 4. Anni Potthoff, Herne
20. 4. Anna-Maria Ames,

Mönchengladbach
25. 4. Franz Klabunde, Hattingen
28. 4. Heinrich Hunnenberg, Krefeld
30. 4. Heinz Engbrox, Viersen

91. Geburtstag
8. 4. Karl Leike, Lemgo

10. 4. Erna Hubrich, Wilnsdorf
Johanna Kurtz-Podschun, Köln

12. 4. Margarete Piepereit, Köln
19. 4. Margarete Aman, Wuppertal
20. 4. Frieda Philipp-Bönisch, Bochum
21. 4. Fritz Neunzig, Lohmar

92. Geburtstag
9. 4. Edeltraut Walter, Forchheim

10. 4. Franz Klein, Köln
11. 4. Irma Breunig, Aachen

Hedwig Ufermann, Oberhausen
16. 4. Heinz Witt, Burg auf Fehmarn
17. 4. Frieda Salchow, Bielefeld
22. 4. Hildegard Garloff, Harsewinkel

Ilse Packebusch, Haltern
23. 4. Anneliese Schneider, Waldbröl
27. 4. Babette Sobiech, Herten

Katharina Wiemers, Kiel
28. 4. Stefan Kremer, B. Gladbach
30. 4. Katharina Krebs, Siegen

93. Geburtstag
10. 4. Wilhelm Kramer,

Schloß Holte-Stukenbrock
18. 4. Hans Zimmermanns, Monschau
24. 4. Maria Wolter, Mechernich

94. Geburtstag
17. 4. Gertrud Schippers,

Mönchengladbach
28. 4. Andreas Suckau, Köln

95. Geburtstag
16. 4. Anna Hüsgen, Bornheim

96. Geburtstag
18. 4. Herta Hemmer, Gelsenkirchen

97. Geburtstag
1. 4. Bernard Sievers, Bad Lippspringe

99. Geburtstag
2. 4. Ilse Luckhardt, Sögel

100. Geburtstag
28. 4. Mathilde Schulte, Bochum

Die GdP gratuliert
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Das Internet ist der Tatort der Zu-
kunft. 2011 war das Internet alleine in
NRW in 50 000 Fällen das wichtigste Tat-
mittel. Tendenz steigend. Das Internet
spielt inzwischen nicht nur beim Aus-
tausch kinderpornografischer Fotos eine
zentrale Rolle, sondern auch bei Wirt-
schaftsstraftaten. Im vergangenen Jahr
registrierte das Landeskriminalamt
NRW fast 38 000 Betrugsfälle über das
Internet. Hinzu kommt, dass extremisti-
sche Gruppen ihre Informationen zuneh-
mend über computergestützte Kommu-
nikationswege austauschen.

„Cybercrime wirksam bekämpfen“
lautet deshalb der Titel des diesjährigen
Kriminalforums der GdP. Zu den Refe-
renten der eintägigen Fachtagung am
3. Mai in Düsseldorf gehören Helmut
Picko, Dezernatsleiter des Kompetenz-
zentrum Cybercrime im LKA, Markus
Hartmann, Internetexperte der Staatsan-
waltschaft Köln, und Tobias Fiebig, Mit-
glied des Caos Computer Club Düssel-
dorf. Das Forum soll Antworten auf die
Frage geben, wie sich Computerkrimina-
lität wirksam verhindern lässt, welche In-
strumente und Ressourcen die Polizei da-
zu braucht und wie das Verhältnis von
Schutz der Opfer vor Straftaten und

Schutz der Persönlichkeitsrechte der In-
ternetnutzer so ausgestaltet werden
kann, dass weder ein rechtsfreier Raum
Internet entsteht, noch ein Überwa-
chungsstaat, der zügellos in die Freiheits-
rechte der Bürger eingreift.

Mehr Infos: www-gdp-nrw.de

Der Geschäftsführende Landesbezirksvorstand der GdP NRW wünscht
allen Jubilaren alles Gute und recht viel Gesundheit.

Cybercrime wirksam bekämpfen

K R I M I N A L F O R U M

Cybercrime
wirksam
bekämpfen

Ibachsaal im
Stadtmuseum Düsseldorf
Berger Allee 2
40213 Düsseldorf

Referenten:

Markus Hartmann
Internetexperte
Staatsanwaltschaft Köln

Infos und Anmeldung: GdP Landesbezirk NRW, Martin Volkenrath, Tel. 0211/29 101 42

Helmut Picko
Dezernatsleiter Kompetenzzentrum
Cybercrime/LKA

Frank Richter
Vorsitzender der Gewerk-
schaft der Polizei NRW

Wolfgang Spies
Vorstandsmitglied für den Bereich
Kriminalpolizei der Gewerkschaft
der Polizei NRWTobias Fiebig

Mitglied des Chaos Computer Club,
Düsseldorf

3. Mai 2012
10.00 – 15.45 Uhr
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Bei bestimmten Großeinsätzen sehen
sie sich regelmäßig, die Mitglieder der 18
Einsatzhundertschaften in NRW. Doch
bereits seit Jahren gehört auch das Hal-
lenfußballturnier der GdP zu den festen
Terminen im Jahresrhythmus. 19 Mann-
schaften spielten diesmal Ende Februar
um die begehrten ersten Plätze. Nach
spannenden Vorrundenspielen konnten
sich die Mannschaften aus Mönchenglad-
bach, Köln, Essen, Münster, Düsseldorf
und Aachen gegen die starke Konkur-

renz durchsetzen. Einen respektablen
dritten Platz belegte am Ende das Team
der Kreisgruppe Münster. Das Endspiel
bestritten die Gruppen aus Essen und
Köln, wobei die Kölner als Sieger aus
dem Turnier hervorgingen.

Viele der knapp 200 Teilnehmer neh-
men bereits seit Jahren am Hallenfuß-
ballturnier der GdP teil. „Trotz chroni-
schem Misserfolg bin ich immer wieder
gerne mit dabei“, sagt Michael Kottmann
von der 5. BPH Düsseldorf.

Er war bereits zum 8. Mal mit von der
Partie und schätzt neben dem Fußball-
spiel selbst vor allem den Austausch mit
den Kollegen fernab vom beruflichen
Einsatz. Jörg Sporowski aus der 6. BPH
Duisburg nimmt ebenfalls jedes Jahr an
dem Turnier teil. Sein Ziel für dieses Jahr
war es, mit seiner Mannschaft den Fair-
nesspokal zu gewinnen, was ihm mit dem
Team aus Duisburg auch gelang. Bester
Torhüter wurde Thomas Weitz aus Aa-
chen, die meisten Tore schoss Matthäus
Gorzolnik aus Bochum.

Glücksnummern
des Monats

45 18646
Carsten Winkel, Recklinghausen
45 18244
Lena Spreemann, Köln
45 18728
Werner Walbröhl, Düsseldorf
45 18726
Lisa Ferrara Saßen, Duisburg

Die Gewinner erhalten einen
GdP-Polizeiteddy.

Kölner holen den Pokal
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Senioren
aktuell

Kreisgruppe Köln
19. April, Informationstreffen, Dr.

Manfred Wegner von der Seniorenver-
tretung der Stadt Köln zum Thema „Die
Arbeit der Seniorenvertretung der Stadt
Köln“, Treffpunkt: 14.00 Uhr, Pfarrsaal
St. Georg, Waidmarkt/Ecke Georgstra-
ße, 50676 Köln, Partner/Partnerinnen
und jüngere Kollegen/Kolleginnen sind
herzlich eingeladen

Kreisgruppe Soest
23. April, Seniorentreffen, Treffpunkt:

15.00 Uhr, Stadtparkcafé, Am Stadtpark
1, 59494 Soest.

Mehr Termine:
www.gdp-nrw.de

Die Aktion „Du wirbst!“ geht in
den Schlussspurt der zweiten
Runde:
Alle GdP-Mitglieder, die bis Ende
April ein neues Mitglied aus dem Be-
stand werben, nehmen noch an der
Verlosung einer zweitägigen Reise zu
den Olympischen Spielen in London
teil.
Mehr Infos: www.gdp-nrw.de

NACHRUF

Theodor Aß 10. 01. 1922 Hamm
Josef Blum 24. 01. 1938 Autobahnpolizei/

Verkehr Köln
Franz Brandes 26. 06. 1918 Bergisches Land
Hubert Breuer 03. 10. 1922 Mönchengladbach
Dieter Busch 26. 06. 1939 Dortmund
Hildegard Claßen 25. 04. 1920 Mönchengladbach
Bernd Dahmen 03. 05. 1956 LKA
Liselotte Franz 03. 10. 1921 Kleve
Margareta Fritz 16. 05. 1924 Oberhausen
Heinz Gabriel 05. 02. 1925 Krefeld
Johannes Gnauck 04. 03. 1923 Herford
Ursula Hälbig 17. 07. 1919 Kleve
Helmut Heinich 19. 11. 1944 Märkischer Kreis
Hildegard Heumann 03. 01. 1918 Essen/Mülheim
Heinz Kimpel 22. 12. 1924 Wesel
Wilhelm Koch 07. 12. 1919 Köln

Wolfgang Kulessa 18. 12. 1927 Steinfurt
Hans Löns 04. 07. 1939 Recklinghausen
Siegfried Lüdtke 11. 10. 1924 Herford
Paul Müller 05. 03. 1928 Bonn
Waltraud Ongsiek 14. 06. 1925 Bochum
Winfried Overbeck 06. 05. 1954 Wesel
Peter-Paul Plate 25. 03. 1953 Bergisches Land
Gisela Pochwyt 14. 01. 1943 Oberhausen
Hildegard Roth 17. 10. 1916 Recklinghausen
Heinrich Schmitz 11. 06. 1921 Erftkreis
Johannes Schulte 10. 12. 1920 Paderborn
Friedrich Schützeberg 30. 01. 1921 Duisburg
Johannes Stefes 25. 01. 1924 Neuss
Gisela Strierath 14. 02. 1925 Neuss
Karl Theiner 27. 03. 1920 Solingen
Ferdi Wagener 23. 12. 1949 Oberbergischer Kreis
Berthold Wilke 11. 03. 1929 Bochum


